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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Gewässerschutz

D'après le rapport sur la nocivité potentielle des munitions militaires présentes dans
les lacs suisses, aucune substance nocive n'a été libérée. Le DDPS a effectué des
contrôles de 2012 à 2016 et prévoit d'analyser à nouveau l'eau des lacs en 2019. Une
surveillance régulière de la qualité des eaux des lacs de Brienz, de Thoune et des
Quatre-Cantons, où des déchets de munitions ont été plongés, avait été mise en place.
Selon le rapport, le programme de surveillance à intervalles réguliers n'est plus
nécessaire. 1

BERICHT
DATUM: 23.06.2017
DIANE PORCELLANA

Luftreinhaltung

Der Bundesrat verabschiedete das vom Parlament geforderte Luftreinhalte-Konzept, in
welchem er – ausgehend von einer Darstellung des Ist-Zustandes und den
Auswirkungen der Luftverschmutzung auf Mensch und Umwelt – den Soll-Zustand der
Luftqualität festlegte. Da die Schadstoffemissionen seit den 50er Jahren erheblich
zugenommen haben und heute die in der LRV festgelegten Immissionsgrenzwerte v.a. in
den städtischen Agglomerationen zum Teil um das Zwei- bis Vierfache überschritten
werden, muss zur Verminderung der Luftbelastung der Schadstoffausstoss drastisch
reduziert werden. Das Luftreinhalte-Konzept sieht vor, dass bei den Schwefeldioxid-
Emissionen bis 1990 der Stand von 1950 und bei den Stickoxid- und
Kohlenwasserstoff-Emissionen bis 1995 der Stand von 1960 erreicht werden soll.
Unter Einbezug der zu erwartenden Wirtschafts- und Verkehrsentwicklung wurde eine
Reihe von Massnahmen aus den Bereichen Verkehr und Energie auf ihre Wirksamkeit
und Realisierbarkeit hin untersucht und eingeteilt in solche, die der Bundesrat
möglichst rasch zu realisieren gedenkt oder je nach Ergebnis der noch laufenden
Abklärungen ergreifen wird, und solche, die politisch gegenwärtig kaum realisierbar
sind oder aus heutiger Sicht keinen Beitrag zur Verbesserung der lufthygienischen
Situation leisten können. Der Bundesrat verzichtete jedoch darauf, einschneidende
Massnahmen, die früher bereits behandelt und abgelehnt worden waren (z.B.
Treibstoffrationierung, Öko-Bonus, motorfahrzeugfreie Tage), erneut zu prüfen.
Hingegen beabsichtigt er, allenfalls eine Verschärfung der LRV zu verfügen und
insbesondere eine zweckgebundene Lenkungsabgabe auf fossiler Energie einzuführen.
Die Gesamtbilanz der Untersuchungen ergab folgendes Bild: Mit den vorgesehenen
Massnahmen kann bei den Schwefeldioxid-Emissionen das lufthygienische Ziel erreicht
werden, bei den Stickoxid- und Kohlenwasserstoff-Emissionen hingegen nicht. Der
Bundesrat rief deshalb die Kantone und Gemeinden dringend auf, auch ihrerseits die
im Rahmen des Vollzugs der LRV notwendigen Vorkehrungen gegen übermässige
Immissionen so rasch als möglich zu ergreifen. Seinerseits beabsichtigt er, auch
Massnahmen, die er gegenwärtig für politisch kaum realisierbar hält, im Hinblick auf
ihre allfällige spätere Durchsetzbarkeit weiter im Auge zu behalten. 2

BERICHT
DATUM: 21.10.1986
KATRIN HOLENSTEIN

Bodenschutz

Der Aufbau des gesamtschweizerischen Messnetzes zur Beobachtung der
Bodenbelastung mit Schadstoffen (NABO) wurde fortgeführt. Ende Jahr waren 52 der
geplanten 100 repräsentativen Standorte festgelegt und erste Messungen vorgenommen
worden. Die Auswahl der Messorte ist darauf ausgerichtet, einen generellen Überblick
über die Situation in der Schweiz bezüglich der Bodenbelastung mit Schwermetallen
und mit Fluor zu erhalten. Verdichtet wird das relativ weitmaschige Netz durch eigene
Messorte der Kantone, die hauptsächlich in Belastungsgebieten liegen. Resultate der
ersten NABO-Proben liegen noch nicht vor. Hingegen zeigten kantonale
Untersuchungen zum Teil massive Überschreitungen der Richtwerte und wiesen nach,
dass der Schwermetallgehalt in den Böden in erster Linie auf die Bewirtschaftungsform
zurückzuführen ist und mit zunehmender Überdüngung ansteigt. 3

BERICHT
DATUM: 31.12.1987
KATRIN HOLENSTEIN
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Obwohl der Vollzug der VSBo nun in allen Kantonen angelaufen ist, fehlen bisher klare
Vorstellungen über die notwendigen Massnahmen zum aktiven Schutz des Bodens. Als
erster Kanton legte der Aargau ein in Zusammenarbeit mit dem BUS entstandenes
Bodenschutzkonzept vor, das aufzeigen soll, wo die Probleme liegen und wie sie auf
kantonaler Ebene angepackt werden können. Um Aufschluss zu erhalten über die
Einflüsse, welche die Fruchtbarkeit des Bodens gefährden, sind vorerst umfangreiche
Messungen geplant. Den gewonnenen Erkenntnissen soll dann ein konkreter
Massnahmenplan zum Schutz des Bodens folgen. 4

BERICHT
DATUM: 14.09.1988
KATRIN HOLENSTEIN

Bis Ende Jahr waren 90 Prozent der im nationalen Bodenbeobachtungsnetz (NABO)
vorgesehenen Messstellen eingerichtet und erste Proben zur Kontrolle der
Bodenbelastung entnommen worden. Ein erster NABO-Bericht wird jedoch erst Anfang
der 90er Jahre erscheinen. An einer Fachtagung zum Thema Bodenschutz wurde
festgehalten, dass das Messen der Bodenbelastung allein nichts nütze, wenn nicht die
Schadstoffe an der Quelle bekämpft würden. Der Bestandesaufnahme müsse die
Anordnung von Massnahmen folgen, und zwar sowohl zur Vorbeugung als auch in Bezug
auf die Behebung von Schäden. Diese Forderung stellten auch die
Umweltorganisationen in einem Manifest, das den langfristigen Schutz der
Bodenfruchtbarkeit verlangt. 5

BERICHT
DATUM: 31.12.1988
KATRIN HOLENSTEIN

L'analyse de la pollution du sol s'est poursuivie par l'intermédiaire du Réseau national
de mesures pour l'observation de la charge du sol en polluant (NABO). Quelques
cantons ont publié des rapports détaillés sur la pollution de leur sol. Il est apparu que,
dans certains d'entre eux tels le Valais, Bâle-Ville, Bâle-Campagne ou Lucerne, la charge
en métaux lourds dépassait de beaucoup, en certains endroits, les valeurs indicatives
fixées dans l'ordonance sur les polluants du sol. 6

BERICHT
DATUM: 31.12.1989
SERGE TERRIBILINI

Allgemeiner Umweltschutz

In der namentlich dem Thema Waldsterben gewidmeten Sondersession bekräftigte
Bundesrat Egli die Entschlossenheit der Regierung, die technischen Möglichkeiten zur
Verringerung der Umweltbelastung konsequent auszuschöpfen und nötigenfalls auch
unpopuläre Massnahmen zu ergreifen. Erklärtes Ziel sei die Rückführung der
Luftqualität auf den Stand der 50er Jahre. Als allgemeine Stossrichtung der
Umweltpolitik skizzierte er die Verminderung der Schadstoffemissionen im Verkehrs-
und Energiebereich, die Förderung des öffentlichen Verkehrs und der Forschung,
vermehrte Waldpflege, bessere internationale Zusammenarbeit und offene Information
über die Lage. Um das gesteckte Ziel zu erreichen bedürfe es freilich eines völligen
Umdenkens, ja einer Umkehr der Gesellschaft. Auch die eidgenössischen Räte waren
sich in der generellen Lagebeurteilung weitgehend einig und fanden bezüglich
zahlreicher Massnahmen zu einem Konsens, der vor Jahresfrist noch nicht möglich
erschien. Allerdings lehnte der Nationalrat eigentliche Notrechtsmassnahmen für den
kranken Wald ab. Die Volkskammer stimmte jedoch etlichen Forderungen in
Motionsform zu, auch wenn die Regierung diese aus Gründen der Gewaltentrennung
nur in Postulatform entgegennehmen wollte. Überwiesen wurden sämtliche Motionen
und Postulate der vorberatenden Nationalratskommission zu den Bereichen
Waldwirtschaft, Verkehr, Feuerung und Energie sowie Kehrichtverbrennung, mit denen
diese die Forderungen des «10-Punkte-Programmes» der Regierungsparteien vom
Herbst 1984 übernommen hatte. Die Kommission des Ständerates ihreseits hatte sich
mit dem vom Bundesrat im Waldbericht unterbreiteten Massnahmenkatalog
zufriedengegeben und keine eigenen Vorstösse unterbreitet. 7

BERICHT
DATUM: 06.02.1985
KATRIN HOLENSTEIN

Zehn Jahre nach Verabschiedung des Umweltschutzgesetzes zog das BUWAL Bilanz
über den Erfolg der verschiedenen Massnahmen in den einzelnen Umweltbereichen.
In der Luftreinhaltung wurde eine Reduktion der Schwefeldioxide (SO2) um ca. 56%
festgestellt, die Emissionen von Stickoxid und Kohlenwasserstoff konnten zwar auch
gesenkt werden, erreichten aber die gesteckten Ziele noch nicht. Als Erfolg bezeichnete
das BUWAL auch die Verminderung der Siedlungsabfälle mittels neuer
Abfallbewirtschaftungskonzepte sowie die Anwendung der
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP). In den Bereichen Boden- und Lärmschutz wurden
bisher die nötigen Erhebungen in Form eines nationalen Beobachtungsnetzes resp. von
Katastern durchgeführt, was die Grundlagen für die Erarbeitung von weiteren

BERICHT
DATUM: 07.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Massnahmen bildete. 8

Klimapolitik

Le groupe d'experts intergouvernemental sur le climat (GIEC) a présenté son rapport
sur les effets d'un réchauffement mondial de 1.5 degré par rapport à l'ère
préindustrielle, mandaté par la Convention des Nations Unies sur le réchauffement
climatique. Selon le rapport, la neutralité carbone doit être trouvée d'ici 2050. A
l'avenir, la capture et le stockage de CO2 devront compenser les émissions de CO2
découlant de l'activité humaine. 
Suite à ce rapport, le Conseil fédéral a demandé à son administration d'évaluer la
nécessité de réviser son objectif de réduction des émissions pour 2050. D'ici 2020, la
Suisse entend réduire ses émissions de 20% et de 50% entre 2021-2030. Les objectifs
annoncés par les différents Etats, dans le cadre de l'application de l'Accord de Paris, ne
pourront pas limiter le réchauffement au-dessous de 1.5 degré. Les prochains objectifs
devront être plus ambitieux. 9

BERICHT
DATUM: 08.10.2018
DIANE PORCELLANA

Im September 2020 publizierte der Bundesrat einen Bericht über die Bedeutung von
negativen CO2-Emissionen für die künftige Schweizer Klimapolitik in Erfüllung eines
Postulates Thorens Goumaz (gp, VD). Der Bericht gibt einen Überblick über die heute
bereits bekannten Negativemissionstechnologien (NET), die CO2 aus der Atmosphäre
entfernen und speichern, sowie über den aktuellen Wissensstand zum Potenzial dieser
Verfahren für die Schweizer Klimapolitik. Die Autorinnen und Autoren empfehlen,
bereits heute die Rahmenbedingungen für den starken Ausbau dieser Technologien zu
erarbeiten; nur so sei das globale Ziel einer maximalen Erwärmung um 1.5 Grad Celsius
gegenüber 1990 zu erreichen. Die Schweiz sei Dank ihrer Forschungs- und
Innovationskraft imstande, eine wichtige Rolle bei der Entwicklung dieser Technologien
zu spielen – obwohl sie beim Verständnis der Bedeutung von NET und beim Ausbau der
nötigen NET-Kapazitäten noch am Anfang stehe. 10

BERICHT
DATUM: 02.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER
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